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KURZER ÜBERBLICK ÜBER DIE RECHTLICHEN
INSTRUMENTE
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Vertrag und Charta

• Art. 3(3) EUV: "Die Union fördert ... die Gleichstellung von Frauen und Männern"

• Art. 157 AEUV: "Jeder Mitgliedstaat stellt die Anwendung des Grundsatzes des gleichen 
Entgelts für Männer und Frauen bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit sicher."

- Unmittelbare Wirkung (EuGH Defrenne II, Rechtssache 43/75)

• Art. 19 AEUV: "Der Rat kann gemäß einem besonderen Gesetzgebungsverfahren und nach 
Zustimmung des Europäischen Parlaments einstimmig geeignete Vorkehrungen treffen, um 
Diskriminierungen aus Gründen des Geschlechts zu bekämpfen".

– Keine unmittelbare Wirkung (EuGH Bartsch, Rechtssache C-427/06)

• Art. 10 AEUV:  Bei der Festlegung und Durchführung ihrer Politik und ihrer Maßnahmen 
zielt die Union darauf ab, Diskriminierungen aus Gründen des Geschlechts zu bekämpfen

• Charta der Grundrechte der EU (Art. 21/23): "Die Gleichheit von Frauen und Männern ist in 
allen Bereichen, einschließlich der Beschäftigung, der Arbeit und des Arbeitsentgelts, 
sicherzustellen."; "Diskriminierungen insbesondere wegen des Geschlechts…"
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Richtlinien

• Richtlinie 2006/54/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 5. Juli 2006 zur Verwirklichung des 
Grundsatzes der Chancengleichheit und Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen in Arbeits- und 
Beschäftigungsfragen

• Hebt die Richtlinien 76/207, 75/117, 86/378, 97/80 auf

• Zugang zur Beschäftigung, einschließlich Beförderung, und zur 
beruflichen Bildung

• Arbeitsbedingungen, einschließlich Bezahlung

• betriebliche Systeme der sozialen Sicherheit
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Richtlinien

• Soziale Sicherheit
– Richtlinie 79/7/EWG des Rates vom 19. Dezember 1978 zur 

schrittweisen Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von 
Männern und Frauen im Bereich der sozialen Sicherheit 

• Selbstständig Erwerbstätige
– Richtlinie 2010/41 vom 7. Juli 2010 vom 7. Juli 2010 zur Verwirklichung 

des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen, die 
eine selbständige Erwerbstätigkeit ausüben

• Waren und Dienstleistungen
– Richtlinie 2004/113 vom 13. Dezember 2004 zur Verwirklichung des 

Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern und Frauen beim 
Zugang zu und bei der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen (z. B. 
Versicherungsverträge)
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Gerichtshof

• Sehr aktive Rolle bei der Förderung einer effektiven 
Gleichbehandlung

– Hauptsächlich durch Vorabentscheidungsverfahren

– Ursprung der wichtigsten Konzepte und Grundsätze: Konzept der 
mittelbaren Diskriminierung, Beweislast usw.

• Kodifizierung der Rechtsprechung durch die Richtlinie 2006/54
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UNMITTELBARE DISKRIMINIERUNG
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Definition (1)

• "unmittelbare Diskriminierung": wenn eine Person aufgrund ihres 
Geschlechts eine weniger günstige Behandlung erfährt, als eine 
andere Person in einer vergleichbaren Situation erfährt, erfahren 
hat oder erfahren würde
– Wenn das Geschlecht das explizite/offensichtliche Kriterium für eine 

Unterscheidung ist = Männer und Frauen werden aufgrund ihres 
Geschlechts unterschiedlich behandelt
• Eine unmittelbare Diskriminierung liegt auch dann vor, wenn neutrale, vom 

Geschlecht nicht zu trennende Kriterien vorliegen [z. B. eine nationale Regelung, die 
es einem Arbeitgeber erlaubt, Arbeitnehmer zu entlassen, die einen Anspruch auf 
Altersrente erworben haben, wenn dieser Anspruch von Frauen in einem Alter 
erworben wird, das fünf Jahre unter dem Alter liegt, in dem er von Männern 
erworben wird, stellt eine unmittelbare Diskriminierung dar, C-356/09, Kleist].
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Definition (2)

• Die Vergleichbarkeit der Situation (was nicht Identität bedeutet) ist 
das Schlüsselkriterium.

• Ein Sozialplan sieht eine unterschiedliche Behandlung von Arbeitnehmern vor, die 
direkt von ihrem Geschlecht abhängt, da er das Alter für den Anspruch auf 
"Überbrückungsgeld" auf 50 Jahre für Frauen und 55 Jahre für Männer festlegt

• Der Gleichheitsgrundsatz setzt voraus, dass sich die Männer und Frauen, für die er 
gilt, in einer identischen oder vergleichbaren Situation befinden

• Keine unmittelbare Diskriminierung, da Frauen im Rahmen der gesetzlichen 
Regelung ab dem 55. Lebensjahr Anspruch auf eine vorgezogene Altersrente 
haben, während Männer erst ab dem 60. Lebensjahr Anspruch auf eine solche 
Rente haben, die Sozialpartner waren der Ansicht, dass es zur Gewährleistung der 
Gleichbehandlung aller Arbeitnehmer erforderlich sei, dass Frauen das 
Überbrückungsgeld fünf Jahre früher als ihre männlichen Kollegen erhalten [C-19/02, 
Hlosek].
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Vergleichbarkeit (1)
• Die Arbeit, die als Vergleich dienen kann, muss nicht dieselbe sein, die 

derjenige verrichtet, der sich auf diesen Gleichheitsgrundsatz beruft 

– Rechtssache : Der (angeblich geschlechtsneutrale) Ausschluss als fest 
angestellter Bediensteter eingestellt zu werden für eine Gruppe von 
Arbeitnehmern (Reinigungskräfte, die mit einem Teilzeitvertrag eingestellt 
werden), die nach nationalem Recht ausschließlich aus Frauen besteht, stellt 
eine unmittelbare Diskriminierung aufgrund des Geschlechts dar 

– Damit keine unmittelbare Diskriminierung aufgrund des Geschlechts vorliegt, 
muss der Faktor, der die Gruppe, der der ausgeschlossene Arbeitnehmer 
angehört (Reinigungskräfte), kennzeichnet, so beschaffen sein, dass er 
diesen Arbeitnehmer in eine Situation versetzt, die sich in Bezug auf die 
Einstellung als fest angestellter Mitarbeiter objektiv von der Situation 
derjenigen unterscheidet, die fest angestellt werden können 
(Vollzeitbeschäftigte) [C-196/02, Nikoloudi].
• In der Rechtssache Kleist wurden die Bedingungen für die Beendigung von 

Verträgen für Frauen nicht anders gehandhabt. 10



Vergleichbarkeit (2)

• Breiter Umfang der Vergleichbarkeit
– Kontext: Unternehmen hat Reinigungstätigkeiten an externe Dienstleister 

vergeben. Die vom Auftragnehmer beschäftigten Frauen werden für die 
gleiche Arbeit schlechter bezahlt als die vom Unternehmen beschäftigten 
Männer

– Die Vergleichbarkeit ist nicht auf Situationen beschränkt, in denen Männer 
und Frauen für denselben Arbeitgeber arbeiten. Die Unterschiede müssen 
auf eine einzige Quelle zurückzuführen sein (gesetzliche Bestimmungen, 
Tarifverträge...) [Rechtssache C-320/00, Lawrence].

• Beinhaltet hypothetische Vergleichspersonen / ehemalige 
Mitarbeiter 

• Die Tatsache, dass Männer von der Ausübung dieser Art von Arbeit ausgeschlossen 
sind, bedeutet nicht, dass es keine geschlechtsspezifische Diskriminierung geben 
kann 
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Vergleichbarkeit (3)

• Vergleichbarkeit ist nicht immer erforderlich
– Wenn eine nachteilige Behandlung mit einer Schwangerschaft zusammenhängt = Fokus auf die 

Verbindung zu Personen eines Geschlechts 
• "Die Kündigung einer Arbeitnehmerin wegen Schwangerschaft oder aus einem im Wesentlichen auf diesem 

Zustand beruhenden Grund betrifft nur Frauen und stellt daher eine unmittelbare Diskriminierung aufgrund 
des Geschlechts dar" [Rechtssache C-506/06, Mayr].

– Ungünstigere Behandlung für Transsexuelle
• Transgender-Frauen: Anspruch auf staatliche Rente mit 60, wenn eine frühere Ehe annulliert wurde
• Cisgender-Frauen: Anspruch auf staatliche Rente mit 60, unabhängig vom Familienstand / Ehezustand 
• "Der Anwendungsbereich der Richtlinie kann nicht nur auf die Diskriminierung aufgrund der Zugehörigkeit 

zu einem bestimmten Geschlecht beschränkt werden.  
• "Wird eine Person mit der Begründung entlassen, dass sie sich einer Geschlechtsumwandlung unterziehen will 

oder unterzogen hat, wird sie im Vergleich zu Personen des Geschlechts, dem sie vor der 
Geschlechtsumwandlung angehörte, benachteiligt [C-13/94 , P & S]

• Absicht zur Diskriminierung ist nicht erforderlich
• die Richtlinie macht die Haftung desjenigen, der sich einer Diskriminierung schuldig gemacht hat, nicht vom 

Nachweis eines Verschuldens abhängig + jeder Verstoß gegen das Diskriminierungsverbot muss für sich 
genommen ausreichen, um den Arbeitgeber voll haftbar zu machen [180/95, Draehmpaehl ]
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Rechtfertigung?

• Keine Rechtfertigung einer unmittelbaren Diskriminierung zulässig

• Außer: "eine Ungleichbehandlung aufgrund eines 
geschlechtsbezogenen Merkmals stellt keine Diskriminierung dar, 
wenn sie aufgrund der Art der jeweiligen beruflichen Tätigkeit 
erfolgt" (Art. 14(2) RL 2006/54)

• "Der Ausschluss von Frauen vom Dienst in speziellen Kampfeinheiten wie den Royal 
Marines kann durch die Art der fraglichen Tätigkeiten und den Kontext, in dem sie 
ausgeübt werden, gerechtfertigt sein" [Rechtssache C-273/97 Sirdar].

• Schwierig tatsächliche berufliche Anforderungen und Stereotypen/Gewohnheiten zu 
unterscheiden
– Die Einstellung eines weiblichen Schauspielers für einen Film, der eine weibliche Figur spielt, 

ist in Ordnung, aber ist es in Ordnung, nur Männer für die Arbeit in einem 
Bestattungsunternehmen einzustellen, wenn dies "üblich" ist?
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MITTELBARE DISKRIMINIERUNG
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Definition

• "mittelbare Diskriminierung": wenn dem Anschein nach neutrale Vorschriften, 
Kriterien oder Verfahren Personen des einen Geschlechts in besonderer Weise 
gegenüber Personen des anderen Geschlechts benachteiligen können, es sei 
denn, die betreffenden Vorschriften, Kriterien oder Verfahren sind durch ein 
rechtmäßiges Ziel sachlich gerechtfertigt und die Mittel sind zur Erreichung 
dieses Ziels angemessen und erforderlich

• Ausgangspunkt der Rechtsprechung: "Es verstößt gegen Artikel 119 EWG-Vertrag, wenn ein 
Kaufhausunternehmen Teilzeitbeschäftigte von seinem betrieblichen Altersversorgungssystem 
ausschließt, wenn dieser Ausschluss weit mehr Frauen als Männer betrifft, es sei denn, das 
Unternehmen weist nach, dass der Ausschluss auf objektiv gerechtfertigten Gründen beruht, die 
nichts mit einer Diskriminierung aufgrund des Geschlechts zu tun haben [Rechtssache 170/84 
Bilka-Kaufhaus].

• Alle werden gleich behandelt, aber diskriminierende Wirkung auf ein Geschlecht

Konzentration auf die faktische Wirkung der Maßnahme, unabhängig von der Absicht
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Nachweise für eine Benachteiligung (1)

• "mittelbare Diskriminierung": wenn eine scheinbar neutrale Bestimmung Personen eines 
Geschlechts "besonders benachteiligt"...
– "Es ist zu prüfen, ob die verfügbaren Statistiken darauf hindeuten, dass ein wesentlich 

geringerer Prozentsatz von Frauen als von Männern in der Lage ist, die in der streitigen 
Vorschrift geforderte Voraussetzung einer zweijährigen Beschäftigung zu erfüllen..." [Rechtssache 
C-167/97 Seymour-Smith]. 

– Das EU-Recht steht einer nationalen Regelung entgegen, die vorsieht, dass Lehrkräfte, sowohl 
Teilzeit- als auch Vollzeitlehrkräfte, keine Vergütung für zusätzliche Arbeitsstunden erhalten, 
wenn die zusätzliche Arbeit drei Stunden pro Kalendermonat nicht überschreitet, wenn diese 
unterschiedliche Behandlung erheblich mehr Frauen als Männer betrifft" [Rechtssache C-
285/02, Elsner-Lakeberg].

– Zwar können sowohl weibliche als auch männliche Arbeitnehmer mit Zustimmung des 
Arbeitgebers Teilzeitarbeit ab dem 55. Lebensjahr in Anspruch nehmen, doch ist die 
überwiegende Mehrheit der Arbeitnehmer, die ab dem 60. Lebensjahr für einen Zeitraum von 
fünf Jahren Anspruch auf diese Regelung haben, männlich [Rechtssache C-187/00, Kutz-Bauer]

16



Nachweise für eine Benachteiligung (2)

– Begrenzte Aussagekraft von Statistiken

• "Wendet ein Unternehmen ein völlig intransparentes Entgeltsystem an, so obliegt 
es dem Arbeitgeber zu beweisen, dass seine Entgeltpraxis nicht diskriminierend ist, 
wenn eine Arbeitnehmerin hinsichtlich einer relativ großen Zahl von 
Arbeitnehmern nachweist, dass das durchschnittliche Entgelt für Frauen niedriger ist 
als für Männer" [Rechtssache 109/88, Danfoss]. 

• "wenn die statistischen Beweise eine geringere, aber anhaltende und relativ 
konstante Ungleichheit zwischen Männern und Frauen über einen langen Zeitraum 
aufzeigen..." = statistische Daten sind nicht zwingend erforderlich [Rechtssache C-
167/97 Seymour-Smith] 

• Die Statistiken dürfen nicht zufällig sein, müssen kurzfristige Zeiträume abdecken 
und müssen aussagekräftig sein = von den nationalen Gerichten zu beurteilen sein
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Scheinbar neutrales Kriterium (1)

• Teilzeitarbeit
– Sind Rechtsvorschriften, die von dem Grundsatz der Entgeltfortzahlung im 

Krankheitsfall bei Arbeitnehmern abweichen, deren regelmäßige 
Arbeitszeit 10 Stunden pro Woche oder 45 Stunden pro Monat nicht 
überschreitet, mit dem EU-Recht vereinbar?
• prozentual gesehen arbeiten deutlich weniger Frauen als Männer die erforderliche 

Mindestzahl an Wochen- oder Monatsstunden  
• Diese Bestimmung führt zu einer Diskriminierung von weiblichen Arbeitnehmern 

gegenüber männlichen Arbeitnehmern und muss grundsätzlich als dem Ziel von 
Artikel 157 AEUV zuwiderlaufend angesehen werden. 

• Dies wäre nur dann anders, wenn die Unterscheidung zwischen den beiden 
Kategorien von Arbeitnehmern durch objektive Faktoren gerechtfertigt wäre, die 
nichts mit einer Diskriminierung aufgrund des Geschlechts zu tun haben 
[Rechtssache 171/88, Rinner-Kühn].
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Scheinbar neutrales Kriterium (2)

• Art der Tätigkeit 
– "Wenn aussagekräftige Statistiken einen spürbaren Unterschied im Entgelt zwischen zwei gleichwertigen Tätigkeiten aufzeigen, 

von denen die eine fast ausschließlich von Frauen und die andere überwiegend von Männern ausgeübt wird, muss der 
Arbeitgeber gemäß Artikel 119 EG-Vertrag nachweisen, dass dieser Unterschied auf objektiv gerechtfertigten Faktoren beruht, die 
nichts mit einer Diskriminierung aufgrund des Geschlechts zu tun haben" [Rechtssache C-127/92 Enderby: Logopädin gegen 
Apotheker].
• Vorhandensein von "geschlechtsspezifischen Tätigkeiten" (Krankenschwestern, Sozialarbeiter, Verwaltungsarbeit, Ingenieure...)
• Lohneinstufung pro Arbeitsplatz in Tarifverträgen auf dem Prüfstand?

• Seniorität
– "Wenn ein wesentlich geringerer Prozentsatz von Frauen als von Männern in der Lage ist, die in der Vorschrift vorgesehene 

Voraussetzung einer zweijährigen Beschäftigung zu erfüllen..." [Rechtssache 167/97]
– Die "Belohnung der erworbenen Erfahrung, die es dem Arbeitnehmer ermöglicht, seine Aufgaben besser zu erfüllen, stellt jedoch 

ein legitimes Ziel der Lohnpolitik dar" [Rechtssache C-17/05 Cadman].

• Körperliche Stärke
– "Selbst wenn ein bestimmtes Kriterium, wie z. B. die Beanspruchung der Muskulatur, männliche Arbeitnehmer begünstigt, da 

davon ausgegangen werden kann, dass sie im Allgemeinen körperlich stärker sind als weibliche Arbeitnehmer, muss es, um 
festzustellen, ob es diskriminierend ist oder nicht, im Zusammenhang mit dem gesamten System der beruflichen Einstufung 
betrachtet werden" [Rechtssache 237/85 Rummler].

• Inanspruchnahme des Elternurlaubs [Rechtssache C-7/12 Riežniece - Methode zur Beurteilung von 
Arbeitnehmern im Rahmen der Streichung einer Stelle]
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Vorhandensein einer vergleichbaren Gruppe (1)

• Die Gruppe, die behauptet, benachteiligt zu sein, muss sich mit einer 
Gruppe vergleichen, die mit ihr vergleichbar ist
– "Wenn das Entgelt von Logopäden deutlich niedriger ist als das von Apothekern 

und wenn erstere fast ausschließlich Frauen und letztere überwiegend Männer 
sind, liegt ein Anscheinsbeweis für eine Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts vor, zumindest dann, wenn die beiden fraglichen Arbeitsplätze 
gleichwertig sind..."

– ein Vergleich ist nicht relevant, wenn es sich um Gruppen handelt, die willkürlich 
gebildet wurden, so dass die eine Gruppe überwiegend aus Frauen und die 
andere überwiegend aus Männern besteht
• "Handelt es sich bei einem solchen Vergleich um das Durchschnittsentgelt zweier Gruppen 

von Arbeitnehmern, die nach Stücklohn bezahlt werden, so muss er Gruppen umfassen, die 
jeweils alle Arbeitnehmer umfassen, die sich unter Berücksichtigung einer Reihe von 
Faktoren wie der Art der Arbeit, der Ausbildungsanforderungen und der Arbeitsbedingungen 
in einer vergleichbaren Situation befinden" [Rechtssache C-400/93, Royal Copenhagen].

• (Der durchschnittliche Akkordlohn der Gruppe der Maler, die bis auf eine Ausnahme alle 
Frauen waren, war niedriger als der der Gruppe der Maschinenführer, die alle Männer 
waren.) 20



Vorhandensein einer vergleichbaren Gruppe (2)

• Ein "Null-Stunden-Vertrag" ist nicht mit einem Teilzeit- oder 
Vollzeitvertrag vergleichbar

•  eine Beurlaubung für den Militärdienst ist nicht mit einem 
Elternurlaub vergleichbar (Zivildienst versus Elternwahl) 

• Im Allgemeinen haben die nationalen Gerichte einen 
Ermessensspielraum bei der Bestimmung der relevanten 
Vergleichsgruppe

Wenn es um die Praxis eines Unternehmens geht, sollte der Pool der 
Arbeitnehmer alle Beschäftigten des Unternehmens umfassen. Wenn es um ein 

Gesetz geht, gehören alle Arbeitnehmer zum Pool 21



Rechtfertigung
• Die Bereitstellung ist durch ein legitimes Ziel objektiv gerechtfertigt, 

und die Mittel zur Erreichung dieses Ziels sind angemessen und 
erforderlich.  
– Zwei Kategorien von Rechtfertigungen

• Sozialpolitik (z. B. Einstellungspolitik, Bekämpfung der Arbeitslosigkeit...)
• tatsächlicher Bedarf des Unternehmens

– aber wahrscheinlich nicht aus rein wirtschaftlichen Gründen (Kostensenkung, 
Wettbewerbsfähigkeit...)

– Methode auf der Grundlage der Suche nach einem rechtmäßigen Ziel + 
Prüfung der Verhältnismäßigkeit
• Die Staaten haben einen großen Ermessensspielraum bei der Festlegung ihrer 

Beschäftigungspolitik
• Bloße Verallgemeinerungen reichen nicht aus
• Haushaltserwägungen rechtfertigen an sich keine Diskriminierung  

EuGH zeigt sich flexibler bei sozialpolitischen Begründungen des Staates
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Ein beunruhigender Fall...

• Das pauschale Tagegeld, das Flugbegleitern (meist Frauen) für 
bestimmte Ausgaben im Rahmen ihres Arbeitsvertrags gezahlt 
wird, ist deutlich niedriger als das Tagegeld, das Piloten (meist 
Männern) für dieselben Ausgaben gezahlt wird. 

• Ist diese (mittelbare?) Diskriminierung aufgrund des 
Geschlechts nach der Richtlinie 2006/54 verboten?
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Ein beunruhigender Fall...

• Aus Art. 4 der Richtlinie 2006/54 ergibt sich, dass eine solche unterschiedliche 
Behandlung in Bezug auf das Entgelt der Arbeitnehmer nur dann eine nach 
dieser Vorschrift verbotene mittelbare Diskriminierung aufgrund des Geschlechts 
darstellen kann, wenn dieses Entgelt "für gleiche oder gleichwertige Arbeit" 
gezahlt wurde

• Flugbegleiter und Piloten verrichten eindeutig nicht dieselbe Arbeit. Außerdem 
kann die Arbeit von Piloten in Anbetracht der für die Ausübung der Tätigkeit 
eines Piloten erforderlichen Ausbildung und der damit verbundenen 
Verantwortung nicht als gleichwertig mit der Arbeit von Flugbegleitern im Sinne 
von Artikel 4 der Richtlinie 2006/54 angesehen werden.

• Die unterschiedliche Behandlung (aufgrund von zwei verschiedenen 
Tarifverträgen) ist nicht verboten! (C-314/23, Air Nostrum, 4. Okt. 2024)
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BELÄSTIGUNG UND SEXUELLE BELÄSTIGUNG
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Definition (1)

• Belästigung
– wenn unerwünschtes Verhalten, das mit dem Geschlecht einer 

Person zusammenhängt, bezweckt oder bewirkt, dass die Würde 
einer Person verletzt und ein einschüchterndes, feindseliges, 
erniedrigendes, demütigendes oder beleidigendes Umfeld geschaffen 
wird

• Sexuelle Belästigung
• jede Form unerwünschten verbalen, nonverbalen oder physischen 

Verhaltens sexueller Natur, das bezweckt oder bewirkt, dass die Würde einer 
Person verletzt wird, insbesondere wenn ein einschüchterndes, feindseliges, 
erniedrigendes, demütigendes oder beleidigendes Umfeld geschaffen wird;
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Definition (2)

• Bezieht sich nicht auf eine weniger günstige Behandlung 
aufgrund des Geschlechts

– keine Notwendigkeit für einen Komparator

• Absicht der Belästigung ist nicht erforderlich

– "mit dem Zweck oder der Wirkung"

• Sexuelle Belästigung erfordert kein einschüchterndes, 
feindseliges, erniedrigendes, demütigendes oder beleidigendes 
Umfeld" - Belästigung hingegen schon
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Definition (3)

• Noch keine Rechtsprechung des EuGH zur Gleichstellungsfrage, 
aber
– Im Bereich der EU-Bediensteten: "Die Einstufung als Belästigung setzt 

voraus, dass sie objektiv hinreichend konkret ist, d. h., dass ein 
unparteiischer und vernünftiger Beobachter mit normaler Sensibilität in 
derselben Situation sie als übertrieben und kritikwürdig ansehen würde" 
[Rechtssache F-42/10 Skareby].

– Im Bereich der Diskriminierung aufgrund einer Behinderung: "Die Regeln 
für die Beweislast müssen angepasst werden, wenn ein Anscheinsbeweis 
für eine Diskriminierung vorliegt. Für den Fall, dass Frau Coleman 
Tatsachen nachweist, die das Vorliegen einer Belästigung vermuten 
lassen, erfordert die wirksame Anwendung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes, dass die Beweislast bei den Beklagten 
liegt, die beweisen müssen, dass unter den Umständen des vorliegenden 
Falles keine Belästigung vorgelegen hat" [Rechtssache C-303/06 Coleman].28
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